a. Arbeitsgemeinschaft ver.di Gruppe Erwerbslose


Ein Kreuz neben Ihrem Namen in den Wahlunterlagen zur 
Bundestagswahl 2009 zur Stärkung Ihrer Bemühungen

–
Unterstützung bei der Suche nach Verbündeten

– 
Unterbreitung von Vorschlägen zur Rückführung von Armut

– 
Unterstützung der Umsetzungsbemühungen durch solidarische Leistungen nach 
Maßgabe, ohne vorherigem gesonderten Antrag

b. Frau / Herrn ( zur Wahl Stehender )
Zielvorgabe:

1. 
Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns von mindestens 7,50 € pro Stunde

2. 
Erhöhung des Regelsatzes auf über 435,-- € im Monat

3. 
Entsanktionierung des Leistungsbezugs von ALG I und ALG II

– 
Nutzung des Internets zur Umsetzung

– 
Nutzung der Gelben Seiten zur Umsetzung

– 
Nutzung der aktuellen Presse zur Umsetzung und Belege der Eigenbemühungen durch Auflistung und Absagen.

ohne in Anspruchnahme von Zeitarbeitsfirmen, Ein-Euro- und Null-Euro-Jobbern

Sonstiges:

– 
Vertreten der Forderungen auf sämtlichen Wahlkampfveranstaltungen, bei allen 
öffentlichen Auftritten, in den Medien

2. Folgen bei Nichterfüllung der Rechte und Pflichten:

a. Arbeitsgemeinschaft ver.di Gruppe Erwerbslose

Frau / Herr ( zur Wahl Stehender ) kann vom zuständigen Träger die in der Zielvereinbarung festgelegten Rechte einfordern. Kommt der zuständige Träger seinen in der Zielvereinbarung festgelegten Pflichten nicht nach, ist ihm innerhalb einer Frist von zwei Wochen das Recht der Nacherfüllung einzuräumen. Ist eine Nachbesserung tatsächlich nicht möglich, muss er folgenden Ersatz anbieten: Regionale und bundesweite Aktionen und Kundgebungen.

b. Frau / Herr ( zur Wahl Stehender )
Erfüllt Frau / Herr ( zur Wahl Stehender ) die vereinbarten Pflichten nicht und weist insbesondere keine Eigenbemühungen im festgelegten Umfang nach, treten die vorgeschriebenen Folgen ein. Dies gilt nicht, wenn Frau / Herr ( zur Wahl Stehender ) einen wichtigen Grund für ihr / sein Verhalten nachweist.

3.Schadensersatzpflicht bei Abbruch einer Maßnahme

Frau / Herr ( zur Wahl Stehender ) verpflichtet sich zur Zahlung von Schadensersatz, wenn sie / er die Maßnahme aus einem von ihr / ihm zu vertretenden Grund nicht zu Ende führt. Die Höhe des Schadensersatzes beträgt 30 % der Kosten, es sei denn der tatsächlich eingetretene Schaden ist niedriger.

Das Einvernehmen des bundesweiten Trägers liegt vor bzw. gilt durch übergreifende Regelungen als erteilt.
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